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Die B estrebung der Reichsregierung, den Bau von 
Vv ohnhäusern  in Zukunft nicht m ehr unter Zuhilfe
nahm e von staatlichen Subventionen, d. h. von Haus- 
zinssteuerliypotheken durchzuführen, sondern die 
F inanzierung des W ohnungsbaues der P riv a tw irt
schaft zu überlassen, hat w enigstens für Berlin bisher 
zur Folge gehabt, daß, nachdem die H auszinssteuer
m ittel der S tadt Berlin auf etw a ein D ritte l der 
früheren G esam tbeträge gekürzt worden sind und 
nachdem das für 1931 zur Verfügung stehende K apital 
bereits verbraucht ist, fü r 1931 überhaup t nur noch 
M ittel aus dem staatlichen Ausgleichsfonds verfügbar 
sind. D ie Gesam tum m e der zur Verfügung stehenden 
M ittel sollen dem  Vernehm en nach etwa 16 000 000 RM 
betragen, und auch diese Summe soll nicht etwa für 
den W ohnungsbau in d e r eigentlichen Stadt, sondern 
fü r d ie B e s i e d l u n g  d e r  R a n d b e z i r k e  
G r o ß - B e r l i n s  dienen. An sich ist das Bestreben 
der Reichsregierung außerordentlich begrüßenswert, 
der P rivatw irtschaft w ieder den Weg freizugeben. 
Es ist ebenso begrüßensw ert, d e r so oft erhobenen 
F orderung nachzugeben, die Bebauung der in der 
näheren  Umgebung d er eigentlichen Stadt im Ent
stehen begriffenen Siedlungen zu fördern. Endlich 
hat man erkannt, daß gerade in diesen Siedlungen, 
so prim itiv  sie auch w aren und teilw eise noch sind, 
so m angelhaft die V erkehrsverhältn isse auch sein 
mögen, und soviel auch von der sogenannten groß
städtischen W ohnkultur do rt d raußen fehlt, sich eine 
Klasse von Menschen bildet, d ie un ter größten E n t
behrungen und unter A ufw endung einer K raften t
faltung, von der der Laie sidi keine Begriffe macht, 
aus eigenen K räften das Problem  der Um siedlung 
der in ungenügenden W ohnquartieren  hausenden 
großstädtischen Bevölkerung praktisch in Angriff ge
nommen hat.

Das was W ohnungsreform er in jah rzehn te langer 
Schreibtischarbeit, in jah rzehn te langer literarischer 
T ätigkeit nicht geschafft haben, das hat h ie r teilweise 
u n ter F üh rung  der „verruchten B odenspekulation“ 
bereits eine solche Form  und einen solchen Umfang 
angenom m en, daß die S tadt Berlin schon je tz t um 
den Bestand ih re r steuerzahlenden Bevölkerung bangt 
und befürchtet, daß die vom B erliner S tad tbaurat so 
nett bezeidineten „Schm arotzersiedlungen“ einen e r 
heblichen Teil der Grofi-Berliner B evölkerung in den 
kom m enden Jahren  aufnehm en werden. W enn man 
den Zahlen, d ie bereits genannt worden sind, e in iger
m aßen vertrauen  darf, so dürften  heute bereits er
heblich über 200 000 P arzellen  in der Umgebung Groß- 
Berlins an Leute verkauft sein, die größtenteils vor
läufig  noch in B erlin w ohnen und in Berlin arbeiten , 
in ab seh b a re r Zeit aber — und die Zeit w ird nicht 
m ehr allzu  lange dauern  — die städtischen Wohn- 
q u a rtie re  verlassen  und ihr, wenn auch v erhä ltn is
mäßig prim itives Eigenheim  sdiaffen werden.

W enn diese Entw icklung b isher nicht auf G rund 
der jah rzehn te langen  Bem ühungen der W ohnungs
reform er eingesetzt hat, sondern auf G rund einer 
prim itiven Selbsth ilfe d e r Siedler, so liegt das zw ar 
nicht an der theoretisch und wissenschaftlich und

städtebaulich und technisch etwa falschen G edanken
führung der Theoretiker. A lle B estrebungen auf 
Verbilligung des Eigenhauses durch Bau von D oppel
häusern  oder R eihenhäusern  oder typ is ierte  Bauten 
oder Ersatzbauw eisen sind unbedingt richtig. Die 
Theorien hä tten  auch schnellstens durchgeführt w’er- 
den können, w enn die F i n a n z i e r u n g  dieser S ied
lungen von seiten d e r  verantw ortlichen D ienststellen  
in kaufm ännischer und großzügiger W eise in die H and 
genommen w orden wäre. Das ist jedoch nicht ge
schehen. Eine K ritik  und ein Besserw issenw ollen 
soll jedoch h ier außer acht gelassen werden. Man 
muß sich dam it abfinden, daß m an jah re lan g  die 
Siedlungsform, für die man je tz t den schönen lYamen 
„Stadtrandsiedlung“ erfand, vernachlässigt hat zu
gunsten der rein  städtischen Siedlung. Man soll be
denken, daß je tz t das V erständnis für die S tad trand 
siedlung wächst.

W enn m an aber nunm ehr praktisch an  d ie F ö r
derung dieser Siedlungsform  herangehen  will, dann 
ist es notwendig, neben der W issenschaft und der 
Theorie, also neben der Ratio auch das zu beachten, 
was die P rax is fordert, und was derjen ige, der ja  
nun einm al in der S tadtrandsiedlung w ohnen soll, 
wünscht.

Diese Wünsche müssen beachtet w erden; denn 
letzten Endes hat im m er der B auherr recht, denn es 
ist sein Geld, wTelches verbau t wird. E r muß be
zahlen und kann  infolgedessen verlangen, daß seine 
Wünsche berücksichtigt w erden.

W enn der Großstadtm ensch schon einm al aus 
seiner M ietkaserne hinaus aufs Land zieht, dann 
w ill er durch nichts, aber auch durch gar n id its an  
die M ietkaserne erinnert w erden. Und schon das 
D oppelhaus ist dem Siedler d raußen  unsym pathisch: 
von einem R eihenhaus w ill er gar nichts wissen. Audi 
das Reihenhaus bezeichnet er als M ietkaserne. D abei 
hat er recht. Denn im R eihenhaus sitzt einer dem 
anderen  viel m ehr „auf der P elle“ als in der M iet
kaserne. Das w ill d e r S iedler nicht.

Die Siedler will, um ein Sdilagwort zu gebrau
chen, „um sein Haus herumgehen können“.

N ur dann tr it t  er als K äufer auf; und das ist, w enn 
die S tadtrandsiedlung an  Boden gew innen soll, u n 
bedingt zu beachten.

' Es kom m t auch nicht d a ra u f  an, ob das fre i
stehende E infam ilienhaus etw as te u re r  ist a ls ein 
D oppelhaus oder gar ein R eihenhaus; ob es w ärm e- 
tedinisch ra tionelle r ist. D ie Befriedigung der rein 
gefühlsm äßigen E instellung des Siedlers ist w i c h 
t i g e r  als rein  praktische Erw ägungen. D enn nu r 
von d er Ration kann  m an nicht leben." G eht die Sach
lichkeit zu weit, w ird sie von der M ehrzahl d e r S iedler 
abgelehnt.

Als erstens ist m ithin festzustellen, daß die S tad t
randsiedlung n u r d a n n  gefördert w erden kann, 
wenn m an die theoretisch unzw eifelhaft richtigen 
G edanken rationellen  Bauens etw as zurückstellt zu
gunsten d er m ehr gefühlsm äßigen E instellung des 
Siedlers, und nicht die von diesen Leuten  schon als
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M ietkasernen bezeichneten Reihenhäuser baut, son
dern E i n z e l h ä u s e r .

Die E inzelhäuser selbst dürfen nicht groll sein, 
sie brauchen auch nicht all das zu enthalten, was 
man mit „neuzeitlicher W ohnkultur“ bezeichnet. Es 
schadet durchaus nichts, wenn die vorhandenen 
Zimmer nicht alle von der Diele bzw. vom T reppen
haus aus zugängig sind. Es schadet durchaus nichts, 
wenn vorerst ein Badezimmer fehlt. Bei einer spä
teren E rw eiterung des Hauses, die un ter allen  Um
ständen möglich sein muß, w erden derartige Dinge 
nachträglich angeschafft. Es genügen durchaus B rause
bäder. Es ist auch nidvt erforderlich, daß ausgebaute 
Straßen vorhanden sein müssen, daß G asleitung ge
legt sein muß oder gar Entw ässerung. K lärgruben 
einfachster Art, S traßenbefestigungen allereinfachster 
A rt genügen vollauf. Tausende deutscher D örfer 
haben auch heute noch keine befestigten Straßen, und 
die Menschen leben darin  doch glücklich und sind 
zufrieden, und sie leben gesünder als d e r G roßstädter.

Es ist also zweitens festzustellen, daß das Fehlen 
vieler Dinge, die man bisher als selbstverständlich 
voraussetzte: das Fehlen von Badezimmern, von be
festigten Straßen, von Gasversorgung, von hygienisch 
einwandfreien K lärgruben bzw. von Entw ässerungs
leitungen und ähnlichen Dingen

kein Grund sein darf, derartige Siedlungen, was
die Finanzierung anbelangt, schlechter zu be

handeln als andere Siedlungen,
in denen diese Dinge vorhanden sind. Es d a rf auch 
kein Grund sein, H äuser bei der F inanzierung 
schlechter zu behandeln, deren Lebensdauer nicht 
150 Jah re  beträg t wie der zünftige Siedlungsbau. Man 
soll sich beschränken in den Dingen, die w ir heute 
W ohnkultur nennen.

W enn diese Voraussetzungen geschaffen sind, erst 
dann kommt das Hauptproblem . Jahrelang haben 
w ir uns täuschen lassen von der Lehre, daß der W oh
nungsbau, insbesondere der Bau von Eigenheim en 
für die m inderbem ittelte Bevölkerung nur dann  mög
lich ist, wenn der Staat Subventionen gibt, d. h. wenn 
der Staat zinslose oder nur ganz billig verzinsliche 
H auszinssteuerhypotheken gibt. D i e  T h e o r i e  i s t  
f a l s c h .  Die Praxis beweist das. E r kommt n i c h t  
a u s s c h l i e ß l i c h  darauf an, durch H ergabe von 
billigen öffentlichen H ypotheken oder von Zinszu
schüssen die dauernden Lasten des Hauses herabzu
setzen. Der Siedler ist viel zu opferfreudig und viel 
zu anspruchslos, wenn es um sein eigenes G rund
stück geht, als daß er sich um eine monatliche Be
lastung von 10 RM m ehr oder weniger graue H aare 
wachsen läßt. D i e s e s  O p f e r  b r i n g t  e r  g e r n  
und spart lieber an anderer Stelle. Es ist viel wich
tiger, Maßnahmen zu treffen, die geeignet sind, das 
zum Bauen erforderliche E igenkapital auf ein Mini
mum herabzudrücken.

D abei ist es weniger wichtig, H auszinssteuer
hypotheken bereitzustellen. Solange H ypotheken
banken oder öffentlich rechtliche K reditinstitute erste 
H ypotheken nur bis zu 40 v. H. des Bau- und Boden
w ertes geben dürfen, ist eine Siedlung in groß
zügigem Maße unmöglich; insbesondere dann unmög
lich, wenn der Umfang der zur Verfügung stehenden 
H auszinssteuerhypotheken von Jahr zu Jahr k leiner 
wird oder, wie es die Absicht der Reichsregierung 
ist, a l l m ä h l i c h  g a n z  a  u f li ö r t. Sobald das 
letztere ein tritt, sobald also H auszinssteuerhypotheken 
nicht m ehr zur Verfügung stehen, w ird eine groß
zügige und volkswirtschaftlich bedeutsam e Umsied
lung der großstädtischen Bevölkerung nicht vor sich 
gehen können.

Es erscheint mir daher wichtig, darüber nadizu- 
denken, ob es möglich ist, die Höhe der I. Hypo
theken zu vergrößern. Ein Weg wäre gangbar, 
der Weg der

Bürgschaftsleistung durch die öffentliche Hand.
Als Bürge käm en beispielsweise bei der S tadtrand
siedlung bei Berlin die Stadt Berlin selbst oder die 
Berlin umgebenden Kreise in Frage. Solange aber 
von der Staatsregierung aus die Auffassung vertreten

wird, daß eine Bürgschaft g l e i c h b e d e u t e n d  ist 
mit einer Schuld und solange der K redit des Bürgen 
um den B etrag der Bürgschaftssumme g e 
s c h m ä l e r t  w ird, ist ein Riegel vorgeschoben, auf 
diesem  Wege w eiterzukom m en.

W enn man sich m it dem G edanken vertrau t ge
macht hat. keine H auszinssteuerhypotheken  zu geben, 
sondern den H ypothekenbanken gegenüber für 
1. H ypotheken bis zu einer Höhe von 60 v. H. des 
Bau- und Bodenw ertes Bürgschaft zu leisten, dann 
erscheint der Weg d er F inanzierung  der S tadtrand
siedlung e i n f a c h e r  und auch für die Zukunft 
g e s i c h e r t .  Es verlohnt sich, d a rü b e r zu dispu
tieren, ob es nicht praktisch  ist, die je tz t und in 
Zukunft noch zur V erfügung stehenden Hauszins
steuerhypotheken  einzubehalten  und e i n e n  F o n d s  
z u  b i l d e n ,  der als Sicherung d ien t fü r die Summe 
der Bürgschaften, die von seiten  der Kommune bzw. 
der Kreise übernom m en w erden.

N orm alerw eise wird die Ü bernahm e einer der
artigen  Bürgschaft nicht dazu führen , daß der Bürge 
ein solches Haus erw erben  muß. Wie bereits eingangs 
erw ähnt, opfert der S iedler alles an d ere  lieber als 
seinen eigenen G rund und Boden. Er ist der beste 
Schuldner. W enn ab e r tro tzdem  ein solcher Fall ein- 
tre ten  sollte, so w ird aus dem angesam m elten Fonds, 
der ja  auch ohne w eiteres nutzbringend, aber kurz
fristig angelegt w erden kann, stets soviel verfügbar 
sein, um eine de ra rtig e  I. H ypothek auszubieten.

Auf jeden  F all ab e r  besteht d ie  Möglichkeit, durch 
Bürgschaftsleistung ganz erheblich m e h r  Bauobjekte 
zu finanzieren als durch H ergabe von billigen Haus
zinssteuerhypotheken. Auch die H öhe der Bürg
schaftssumme kann  wesentlich größer sein als der zur 
Verfügung stehende Sicherheitsfond.

Die F inanzierung der übrigen  Bau- und Grund- 
stückskosten macht dann w eniger Schwierigkeiten.

Nimmt man an, daß ein bebautes Grundstück am 
Rande der G roßstadt 10 000 RM G esam tkosten ver
ursacht, und nim m t m an an. daß das H aus 7500 R\1 
kosten mag, die B austelle 1500 RM, die Anliegerbei
träge (bei einfachstem S traßenbau) 500 RM, die 
Nebenkosten (Zaun usw.) w eitere 500 RM, dann würde 
außer der I. H ypothek von 6000 RM, eine weitere 
Summe von 4000 RM aufzubringen  sein.

Die F inanzierung der B austelle ist dabei das 
leichteste. Jeder G rundstückseigentüm er ist normaler
weise heute bereit, die Kosten fü r d ie  Baustelle an 
zw eiter Stelle stehen zu lassen. Es ist üblich, daß 
derartige Baustellen in k le inen  monatlichen oder 
vierteljährlichen Raten abgezahlt w erden, wobei die 
Zeitdauer der A bzahlung sich auf 5 bis 10 Jahre er
strecken kann. D ie Verzinsung des verbleibenden 
Kapitals ist ebenfalls in fast a llen  Fällen  außer
ordentlich gering, norm alerw eise nu r halb so hodi 
wie die üblichen II. H ypotheken. Man kann damit 
rechnen, daß 6 oder 7 v.M. V erzinsung für das Rest
kaufgeld der Baustelle eingesetzt w erden können.

Es verbleiben dann noch 2500 RM, die noch zu 
finanzieren sind. Man kann  norm alerw eise an
nehmen, daß der S iedler, der d raußen  bauen will, 
über ein K apital von 1500 bis 2000 RM verfügt. Leute, 
die über dera rtige  Summen verfügen, gibt es auch 
heute noch in sehr erheblicher Zahl. D ie Praxis 
zeigt,

daß es auch heute noch über einen erheblichen
Prozentsatz Siedler gibt, die ihre Parzellen bar 

bezahlen,
also über ein K apital von 1500 bis 2000 RM und mehr 
verfügen.

Alle S iedler müssen heute, w enn sie eine P ar
zelle erw orben haben, binnen kürzester F ris t neben 
der Anzahlung, neben den N otaria tskosten , neben den 
Verm essungsgebühren einen Zaun errichten, der 
üblicherweise zwischen 200 bis 500 RM kostet. Sie 
müssen in vielen F ällen  einen B runnen bauen, sie 
müssen zum m indesten eine Laube errichten und ähn
liches mehr. Selbst bei ganz geringer Anzahlung 
(etwa 10 v. l l. der Kosten für eine Parzelle) muß doch 
heute jeder S iedler außer d ieser A nzahlung über 
einen Betrag von m indestens 500 RM verfügen, die 
er in den ersten M onaten in seine Parzelle hi nein -
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stecken muß. Die m eisten verfügen über m ehr; und 
diese E rfah ru n g  ist ein Beweis dafü r, daß, w enn ein 
B aup ro jek t fertig  finanziert ist, genügend In te r
essenten vorhanden sind, die über eine Summe von 
1500 bis 2000 RM verfügen, um sich ein derartiges 
O b jek t zu kaufen.

Aber auch dann ble ib t imm er noch ein k le iner 
Betrag unfinanziert stehen. D er Betrag w ird schwan
ken zwischen 1000 und 1500 RM.

Ich bin überzeugt, daß die A ufbringung dieser 
Summe von seiten d e r Bauwirtschaft keine Schwie
rigkeiten  machen wird, wenn das Problem  der S tad t
randsiedlung p rak tisd i und verständnisvoll von seiten 
der S taatsreg ierung  angepackt wird. Ebenso wie der 
G rundstückseigentüm er wird auch eine Baufirm a 
Mittel und W ege finden, einen Betrag von 1000 bis 
1500 RM in ein B aupro jek t hineinzustecken, wenn 
dieser Betrag in monatlichen oder vierteljährlichen

Raten am ortisiert wird. Sei es nun, daß die B au
firm en F i n a n z i e r u n g s i n s t i t u t e  zur Hilfe 
nehm en, sei es, daß B a u s p a r k a s s e n  e in g re ifen : 
irgendein  Weg ist zu finden. V oraussetzung ist aber, 
daß K larheit geschaffen w ird über d ie Höhe der
I. Hypothek, daß ein gangbarer Weg gefunden, aber 
audi beschriften wird, der dazu führt, daß un ter 
Bürgschaftsleistung der öffentlichen H and I. H y p o 
t h e k e n  b i s  z u  e i n e r  H ö h e  v o n  60 v. H. von 
H ypothekenbanken oder öffentlich rechtlichen K red it
anstalten  gegeben werden.

Ich weiß, daß dieser Weg ungewöhnlich ist, daß 
viele H indernisse aus dem Wege zu räum en sind, daß 
es manche staatliche Stelle geben wird, die den G e
danken der Bürgschaftsleistung mit allen  M itteln 
ablehnt.

D er G edanke ist aber zu wichtig, als daß er nicht 
einer K lärung in der Öffentlichkeit w ert w äre. —

FINANZTECHNISCHE SCHULUNG 
DES ARCHITEKTEN ZUM WOHNUNGSBAU

V O N  S T A D T R E C H T S R A T  DR. H E Y M A N N , C H E M N IT Z

In der heutigen Zeit ist der W ohnungsbau ein 
besonders großes und aussichtsreiches Tätigkeitsgebiet 
fü r den A rdiitekten  geworden. Die K redithilfe der 
öffentlichen Hand, ohne die es ja  heute in 90 v. II. 
der B aufälle nicht geht, hat der Zuziehung leistungs
fähiger A rchitekten sehr genützt und wird, wenn die 
Richtlinien der Länder richtig von den Gemeinden 
angew endet w erden, grundsätzlich gefordert. Die 
Sünden des V orkriegsbauunternehm ertum s sollen 
w iedergutgem acht w erden in dem Sinne, daß 
„ahnungslose“ B augew erken an die P lanung nicht 
m ehr herangelassen werden.

Und doch ist es auch heu te noch schwer für den 
freien  A rchitekten, an  B auaufgaben von W ohnungen 
heranzukom m en. Baukünstlerisches Können allein  
b ring t in  vielen F ällen  noch keinen A uftrag. Es 
kom m t nur zu oft vor, daß d er B auherr zw ar bauen 
möchte, dabei ab e r  zur Bedingung macht, daß man 
ihm die F i n a n z i e r u n g  d e s  P r o j e k t e s  be
sorge, und dies A nsinnen w ird nur zu oft an den 
A rchitekten gestellt.

D am it en tsteh t fü r den A rchitekten das Problem 
f i n a n z t e c h n i s c h e r  S c h u l u n g  f ü r  d e n  
W o h n u n g s b a u .  W eit verzw eigt sind die Wege 
dieses Gebiets, das manchmal wie ein w ahrer I r r 
garten  anm utet, in dem nur gehörig Sattelfeste sich 
zurechtfinden. Auf der anderen  Seite stehen manche 
A rchitekten, insbesondere die j u n g e n  A n f ä n g e r ,  
den F inanzproblem en des W ohnungsbaues recht h ilf
los gegenüber.

Man macht sich keinen Begriff, wie unerfahren  
A rchitekten d arin  sind, einen F i n a n z i e r u n g s 
p l a n  für ein Zinshaus oder gar fü r einen Block von 
solchen aufzustellen. Das gleiche gilt für die 
R e n t a b i l i t ä t s b e r e c h n u n g .  Das Them a: Wie 
w erden heute N eubauw ohnungen finanziert, in allen 
E inzelheiten zu behandeln, ist ein Thema für sich. 
Um den A rchitekten auf die notw endige Schulung au f
m erksam  zu machen, genügt es in d ieser A bhandlung, 
darau f aufm erksam  zu machen, wie m an einer —• bau
künstlerisch guten — P lanung durch Beachtung finanz
technischer Zusam m enhänge vorw ärts helfen, also sich 
den A uftrag  sichern kann.

Zu diesem  Zwecke muß der A rchitekt zunächst 
einm al die R i c h t l i n i e n  d e r  G e m e i n d e ,  in 
der er bauen soll, studieren. D enn jed er P latz hat 
h ie r B esonderheiten. Man frage die großen Bau
herrschaften  (die zugleich ih re  A rchitekturbüros 
haben), w ie G a g f a h ,  G e h a g  und D e  w o g ,  wie 
vie lerle i E rfah rungen  sie an den m annigfachen 
Plätzen, an denen  sie bauten, machen konnten, wie 
sich ein fortw ährendes A npassen und sich U m stellen 
nötig machte, um  örtliche Erfolge zu erringen. D er 
erste  W eg sei darum  zur A m tsstube d er gem eind
lichen B aufinanzierungsstelle , die grundsätzlich die 
offiziellen V ordrucke an jeden  seriösen B auw erber 
bzw. dessen V ertre te r aushändigen und m it R at zur 
Seite stehen. Nichts w äre v erk eh rte r, als m it fertigen

Planungen anzutreten , ohne genaue K enntnis der 
Finanzierungsm öglichkeiten und -bedingungen des 
betr. Platzes. E rst n a c h  diesen Bedingungen muß 
die P lanung entw orfen werden.

Im einzelnen dreh t es sich h ier um folgende 
H auptpunkte: Welche W olinungsform en und W oh
nungsgrößen sind in Hinblick auf den Bedarf der Be
völkerung besonders erwünscht und geeignet, durch 
H auszinssteuerhypotheken gefördert zu w erden? Wie 
groß wird diese H ypothek gegeben? ln  welchem 
Range, also h in ter welcher „V orbeleihung“. Es gibt 
Plätze, die ihr Heil darin  sehen, eine möglichst große 
H auszinssteuerhypothek zu geben, und andere , die 
— um gekehrt — den F inanzierenden zwingen, mit 
k leinsten  Summen auszukom m en und sich größere 
„V orbeleihungen“ zu verschaffen am freien M arkte. 
Die Quellen für diese V orbeleihungen aufzuspüren, 
überlassen manche B auherren  dem A r c h i t e k t e n .  
D ieser muß sich also einen Überblick verschaffen, wo
her und in welcher Höhe m an „erste“ und „zw eite“ 
H ypotheken bekommt. Und e r  muß auch wissen, 
welche G läubiger die b illigsten Zinssätze berechnen. 

Hier sei nur darauf hingewiesen, daß die billigsten  
ersten Hypotheken immer noch die Sparkassen 
und die Reichsversicherungs- wie Landesversiche

rungsanstalten geben.
V ie hoch beleihen die p rivaten  G eldgeber? Gehen 
sie bis 40 v. H. des Bauw erts oder gar bis 60 v. H., 
und un ter welchen V orausetzungen? Eine erhöhte 
Beleihung setzt m eist eine B ürgschaftsübernahm e 
seitens d e r Gemeinde voraus; der Architekt muß also, 
ehe er m it diesen G eldern operiert, sich darum  
küm m ern, o b  d i e  G e m e i n d e n  a u c h  d i e  
B ü r g s c h a f t  ü b e r n e h m e n .  W er m it großer 
V orbeleihung arbeitet, kann  mit w eniger H auszins
steuerhypothek  auskom m en und diesen T rum pf bei 
der Gemeinde ausspielen. Er kann auch, w enn diese 
ihm eine feste Summe als H auszinssteuerhypothek 
- -  vielleicht für einen Block — in Aussicht stellt, das 
K apital (bei großer Vorbeleihung) auf m ehr W oh
nungen verte ilen  und also in der Saison m ehr bauen, 
will sagen, mit dem  Block schneller fertig  w erden. 
Weil die Reichsversicherung die Beleihungsgrenze 
m eistens am w eitesten  ausdehnt, w ürde es eine 
finanzpolitische U nterlassungssünde des A rchitekten 
sein, wenn e r  seinen A rbeitgeber, der sich ein 
Häuschen bauen w ill und A rbeitnehm er ist, nicht 
fragte, ob je n e r  s o z i a l  v e r s i c h e r t  ist. Baut 
man für einen U nternehm er, so kann  man, w enn m an 
im voraus sozialversicherte M ieter gew innt, m it e r 
leichterter H ypothekenbeschaffung arbe iten . H at es 
der A rchitekt m it einem  R e i c h s b e a m t e n  oder 
-bediensteten  zu tun, so muß er nach der VO. über 
R e i c h s b a u d a r l e h e n  finanzieren. D iese Reichs
darlehen  ersetzen die gem eindliche H auszinssteuer
hypothek und können dadurch ein von der G em einde 
nicht berücksichtigtes Baugesuch vor dem  P ap ierko rb  
retten .
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Außer der Vorbeleihung und der Hauszinssteuer
hypothek bedarf es zur Deckung des Bauwerts ) noch 
oft der Mieterdarlehen und immer des Eigenkapitals.

M i e t e r d a r l e h e n  werden jetzt wohl überall 
zugelassen; dagegen haben die Gemeinden die sog. 
Mieter„zuschüsse“, die geschenkt zu werden pflegten, 
untersagt. Ist der Mieter Arbeitnehmer, so hat man 
sich der „Arbeitgeberdarlehen'' zu erinnern und da
nach zu trachten, solche locker zu machen.

Das E i g e n k a p i t a l  ist unerläßlich Voraus
setzung, u m  zum Bauen zu kommen. Bauherren ohne 
solches sind unzuverlässige Auftraggeber, an die der 
Architekt keinerlei Mühe mit „Vorentwürfen ver
schwenden sollte. Der Architekt muß feststellen, 111 
welcher Höhe die betr. Gemeinde Beibringung dieses 
Eigenkapitals verlangt (meistens 10 v. H. des Bau
werts). Als Eigenkapital wird auch gerechnet die Ein
bringung des Grundstücks. Bauherren, die noch nicht 
einmal dieses voll bezahlt und eine „Restkaufgeld
hypothek“ noch drauf lasten haben, werden gemein
hin nicht so leicht finanzieren können, weil diese 
Hypothek oft im Range kollidiert mit der Vor
beleihung. Wirtschaftlich orientierte Gemeinden ver
achten den Ausbau von Häuserlücken nidit, und der 
Architekt sollte seinen Ehrgeiz nicht nur in Rahmen
planungen noch unbebauter Blödes suchen.

Denn gerade bei den Baulücken gelingt das E in
bringen der bezahlten Baustelle am leichtesten.

Da dann meistens die Parzelle baureif ist, die A n 
liegerlasten also verrechnet sind, wird das Exempel 
leichter aufgehen.

Kapital für das Bauland zu beschaffen, erübrigt 
sich, wenn in E r b b a u  gebaut werden kann. Dies 
wird vor allem beim E i g e n h e i m  wichtig. Der 
Architekt muß also, ehe er auf die Baulanclsudie geht, 
erkunden, inwieweit die Gemeinde Baulustigen Erb- 
baugelände aus eignem Bestand zur Verfügung stellt. 
Die Preise sind meist billig und die Annuität (Tilgung 
+  Zinsen als gleichbleibende jährliche Rate) niedrig, 
was wiederum für die Miete von Belang ist.

Hat der Architekt den Bauwert beisammen, d. h. 
die reinen Baukosten nach dem Kubikmeter umbauten 
Raums errechnet, die mittelbaren2) Baukosten und die 
Landkosten festgestellt, so kann er sofort einen 
leichten Überschlag machen, ob sein Bauen preiswert 
kommt. Es haben sich nämlich bestimmte Erlahrungs- 
sätze gebildet, wie hoch der Quadratmeter nutzbarer 
Wohnfläche3) kommen darf, auf den Bauwert (also 
nicht allein auf die Baukosten) bezogen. Diese Sätze 
schwanken von 187 R M  bis 200 bzw. bis 230 RM. Hier
bei bedeutet die letzte Zahl schon einen (zu ver
meidenden) übergroßen Aufwand, die Mittelzahl liegt 
etwa bei 200 R M  und zu erstreben wäre die erste 
Zahl, was aber z. Z. in all e n Landesteilen durchaus 
n o c h  nicht gelungen ist.

K o m m t  der Architekt hier auf zu hohe Zahlen, so 
braucht das nicht a m  Ausschreibungsergebnis oder an 
dem Baukostenvoranschlag zu liegen. Der Architekt 
muß weiter prüfen, ob nicht die mittelbaren Bau
kosten oder die Landkosten den Gesamtpreis je 
Quadratmeter nutzbarer Wohnungsfläche in die Höhe 
treiben. (In diesem Falle hat eine Überlegung statt
zufinden, ob nicht das Gelände gewechselt werden 
muß, wenn die Mieten andernfalls zu teuer würden4).

Den Bauwert auf seine Wohlfeilheit prüfen, 
heißt der Überlegung Rechnung tragen, daß die Mieten

1) „B au w ert =  B aukosten  +  Land; B aukosten  zerfa llen  (im 
Finan zieru n gsp lan ) in  „ re in e“ — nach dem  K ubikm eter um bauten  
Raum s berechnet — und „m itte lb are“ (N ebenkosten).

2) W as unter d ie  „m ittelb aren "  K osten  gerechnet w ird , er 
fährt der A rchitekt au f dem G e m e i n d e a m t ;  h ier kom m en  
V ersch ied en h eiten  vor. (N eb en kosten  sind z. B. d ie G ebühren, die  
A nschlüsse von den H auptrohren ab, das A rchitektenhonorar, aber 
auch gew isse  K osten der F inan zieru n g, d ie nur einm al, nicht’ jä h r
lich, en tsteh en  und daher nicht in der M iete, sondern hier unter
gebracht zu w erden  p flegen  (D isagio , Bauzinsen). D agegen  sind  
d ie  A u f s c h l i e f i u n g s k o s t e n  (A nliegerle istu n gen  für 
Straßen b a u  und Straßen U n d  sow ie  d ie H a u p t  schleuse) zum  
L andpreis zu zuzählen .

3) D ie  nutzbare W ohnfläche w ird  m eisten s ohne das T repp en 
haus. d ie nicht schlafbaren Kammern w erden nur halb  gerechnet

*) D aran, daß d iese  Ü berlegung nicht rechtzeitig , d. i vor dem  
B aubeginn , a n geste llt w orden  is t , kranken  manche neuen H äuser  
d ie  zu teuer erbaut sind.

u m  so billiger ausfallen, je geringer das Baukapital, 
das zu verzinsen ist, sich stellt. D a  die Zinsen heute 
sehr hoch sind, m u ß  m a n  besonders darauf achten, 
mit w e n i g  B a u k a p i t a l  auszukommen. Binsen
weisheiten? Ja! Aber die meisten, die Wohnungen 
zu 12 000 R M  bauen, denken nicht daran. 12 000 R M  
zu heutigen Sätzen zu verzinsen, selbst unter Beigabe 
von billiger Mietzinssteuerhypothek, bedingt Mieten, 
die für die kleinen Leute meist zu hoch sind. Der 
Architekt, der den Kleinwohnungsbau für die Minder
bemittelten lösen will, m u ß  als Bauwert nicht fünf-, 
sondern vierstellige Zahlen bekommen, wie man es 
grob ausdrücken kann. Und, je billiger er den 
Quadratmeter nutzbarer Wohnfläche herausbekommt, 
desto mehr Quadratmeter kann er für solch kleinen 
Bauwert (6000 bis 8000 RM) noch bieten. Darum 
bedarf es als erstes einer genauen Kenntnis der 
Elemente dieses Bauwerts, wie sie eben beschrieben 
worden sind. Das zweite ist dann die Rentabilitäts
berechnung für die Mieten.

Die R e n t a b i l i t ä t s b e r e c h n u n g  ist ge
wissermaßen die Probe aufs Exempel, ob die Planung 
überhaupt i h r e n  Z w e c k  erfüllt. Unser 
Wohnungsbau mit der Hauszinssteuer, das muß der 
Architekt wissen, hat heute überwiegend den breiten 
Volksmassen zu dienen, höchstens noch dem Mittel
stand. Die „Bessergestellten“ und gar die „Gut
situierten“ werden heute von fast allen Gemeinden
beim Subventionsbau ausgeschlossen. Die Finan
zierung von „herrschaftlichen“ Zinshäusern und Eigen
heimen größeren Formats (also Villen) m u ß  von vorn
herein auf das billige Baugeld aus der Steuer ver- 
ziditen. Der junge Architekt suche daher vor allem 
an den Subventionsbau heranzukommen.

Die Rentabilitätsberechnung verträgt also meistens 
nur geringe Mieten und die Mitarbeit der Architekten 
wird gerade heute wichtiger denn je, weil sie b e 
r u f e n  sind, das so drückend empfundene M i ß 
v e r h ä l t n i s  zwischen der K a u f k r a f t  der
b r e i t e n  M a s s e n  und dem u n e r l ä ß l i c h e n  
W o h n u n g s a u f w a n d  zu mildern. Nur die
k l e i n e  und k l e i n s t e  Wohnung ist heute zu 
noch tragbaren Mieten herzustellen und das Odium, 
das diesen Wohnungsformen noch anhaftet, kann nur 
der Architekt beseitigen helfen —  durch Herausholen 
der zweckmäßigsten Anordnung, durch größtmöglidie 
Steigerung des Nutzeffekts.

Das Studium der kleinen und kleinsten Grund
risse muß jeder Wohnungsbauarchitekt in den Vorder
grund rücken. Freimachen m u ß  er sich von der noch 
recht oft anzutreffenden Vorstellung, eine gewisse 
„Nettigkeit“ verlange eine Steigerung des Bau
aufwands. Freimachen m u ß  sich der Architekt von 
der Neigung, Kundenwünsche nach Komfort zu sehr 
in den Vordergrund zu stellen. Heute besteht seine 
hohe Kunst nur darin, ü b e r  E i n f a c h s t e s  die 
Glorie des Ä s t h e t i s c h -  Z w  e c k  m ä ß i g e n  zu 
breiten. Vor- und Aufbauten kosten immer gleich 
wieder mehr Miete! In „Verzierungen“ wird heute 
auch von Architekten noch viel gesündigt. Immer den 
Blick auf die Rentabilitätsberechnung, auf die Aus
wirkung seiner Bauweise! Nur so k ommt heute ein 
Architekt der schweren Lösung seiner Aufgabe näher!

Diese Berechnung der Mieten läßt sich nun auf 
folgendes Schema bringen:

Die Ermittlung der L a s t e n  des Grundstücks, 
der jährlich wiederkehrenden, geschieht durdi Ad- 
dierung der Zinsen, die die Baukapitalien erfordern, 
die den „Bauwert“ ausmachen. Außer den Hypo
theken —  den Geldern von dritter Seite —  ist auch 
das „Eigenkapital“ zu berücksichtigen. Denn jeder 
Bauherr verlangt natürlich auch für das Geld, das er 
selbst investiert, eine Rente. Dieses Eigenkapital 
(10 v. H. des Bauwerts s. o.) ist also keine Hypothek, 
es ist grundbücherlich nicht gesidiert. Es darf hier 
eine 8 %ige Verzinsung eingesetzt werden.

Der finanzierende Ardiitekt m u ß  seinem Bauherrn 
die Rente des heute die reguläre Vermögenslage dar
stellenden Pfandbriefs sichern. Bei gemeinnützigen 
ßauherrsdiaften, die ja für sidi selbst bauen (für ilire
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Mitglieder) dürfen nach den Gesetzen über die G e 
meinnützigkeit nur 5 v. H. angesetzt werden.

Neben den Zinsen sind die T i l g u n g s s ä t z e  zu 
beachten. Es ist finanzpolitisch ein schiefer Gedanke, 
wenn die Tilgung bei erststelligem Geld gefordert 
wird. Eine erste Hypothek ist eine gute Kapital
anlage und als solche berufen, im Markte zu bleiben. 
Diese Gelder fortlaufend zurückzuzahlen —  nur, da
mit sie wieder an andere ausgeliehen werden von den 
Instituten —  ist eine unwirtschaftliche Maßnahme zur 
Erhöhung der Mieten. Der Architekt trete daher den 
mitunter viel zu hohen Tilgungssätzen bei der ersten 
Hypothek entgegen.

Der Architekt muß auch das D i s a g i o  bei 
einem „Auszahlungskurs“ unter dem „Nominalbetrag“ 
des Hypothekengeldes berücksichtigen. Wird eine 
Hypothek nur mit 94 v. H. des Wertes „ausgezahlt“, 
so muß doch (natürlich!) der volle Wert bei der 
Mietenbildung eingesetzt werden, denn der volle 
Wert m u ß  verzinst und zurückgezahlt werden. Der 
Betrag des Disagios (bei 94 v. H. Auszahlung also 
6 v. H. der Hypothekensumme) ist als Baukosten 
(mittelbare) in den Finanzierungsplan einzusetzen.

„Lasten“ des Grundstücks, die durch die Mieten 
aufgebracht werden müssen, sind endlich die U n t e r 
h a l t u n g s k o s t e n .  Will hier der Architekt schnell 
seinen Überschlag machen (worauf es oft ankommt), 
so m u ß  er die E r f a h r u n g s s ä t z e  kennen. Man 
rechnet 3A v. H. bis 1 v. H. bis 2 v. H. der B a u 
s u m m e  (Bauwert s. o.), die den Zinsen und Tilgungs
sätzen zuzusdilagen sind. Dabei bedeuten

% v. H. ganz ungenügende, von manchen Gemeinden 
geforderte, aber zu bekämpfende Sätze,

1 v. H. einen knappen Unterhaltungssatz,
2 v. H. den zu erstrebenden, weil er auch die no t

w endigen A bschreibungen und Risiken mit deckt.
Wir empfehlen hier dem jungen Architekten, sich mit 
den R e v i s o r e n  g e m e i n n ü t z i g e r  V e r 
b ä n d e  zu besprechen, die sidi gerade in letzter Zeit 
in ihren Revisionsberichten für genügende Sätze aus
gesprochen und damit das, was alte Baupraktiker 
längst als richtig anerkannt, erneut sanktioniert haben.

D ie so gefundenen „Lasten“ des Hauses ergeben 
die „ren tab le“ Miete. Zu dieser Miete w ürde das 
Haus ren tieren  und zw ar aus sich selbst heraus, wie 
es wirtschaftlich das einzig richtige ist. Heute ist die 
rentable Miete indessen noch zu hoch. Neben der 
Subvention, d ie  in d e r  billigen M ietzinssteuer
hypothek5) liegt, tr itt  d ah er noch eine z w e i t e  in 
Form  von Z i n s  Z u s c h ü s s e n .  Sie w erden wie 
folgt erm ittelt. Die „ren tab le M iete“ (s. o.) wird

5) D ie , zu 1 v . H. Z insen und höchstens 1 v. H. T ilgu n g , fast  
versch en k t w ird!

dividiert durch die nutzbare Wohnfläche (s o.) der 
Wohnungen, wodurch man die Miete des Quadrat- 
meters der nutzbaren Wohnfläche erhält. Es wird —  
von der Gemeinde — - festgestellt, wie hoch die 
Friedensmiete dieses Quadratmeters anzunehmen ist 
(nach der Wohnlage). Gangbare Zahlen sind liier 6 
bis 8 bis 10 R M  Friedensmiete je Quadratmeter 
Wohnfläche, je nach Größe der Gemeinde und der 
Wohnlagen. Die rentable Miete stellt sich, selbst 
wenn billige Mietzinssteuerhypotheken verwendet 
werden, auf 16 bis 18 R M  je Quadratmeter (200 v. H. 
etwa). Nun kommt es darauf an, welchen Index der 
Frieclensmiete die Gemeinden in Neubauwohnungen 
zulassen. Das schwankt sehr. Es gibt Gemeinden, die 
Siedlungswohnungen auf den gleichen Satz wie Alt
wohnungen, also 120 v. H. der Friedensmiete, herab- 
drücken. An anderen Orten (wirtschaftlicherer 
Denkungsart!) geht m a n  bis 150 bzw. 160 v. H. Die 
Differenz zwischen rentabler und „verbilligter 
Miete beträgt also 80 bis 40 v. H. der Friedensmiete. 
Diese Differenz wird nach dem für den Quadratmeter 
errechneten Einheitssätze auf die verschiedenen 
Wohnungsgrößen des Hauses umgelegt. Die Zins
verbilligung wird dem Hauswirt von der Gemeinde 
—  als Beitrag zum Hypothekendienst — • „bis auf 
weiteres“ beigesteuert, wogegen die Wohnungen nur 
zu dem verbilligten Satze vermietet werden dürfen.

Der Architekt als Finanzmann m u ß  also s o 
bauen, daß mit möglichst wenig Zinsverbilligung 
preiswerte Mieten herauskommen, das ist der End
zweck seiner Planung. Erfüllt sie diesen nicht, ist 
sie nicht daraufhin durchgearbeitet, so n ü t z e n  
alle b a u k ü n s t l e r i s c h e n  V o r z ü g e  nichts, 
u m  den Bauherrn an den s t ä d t i s c h e n  K r e d i t  
h e r a n z u b r i n g e n .

W ir sehen aus diesen Zusam m enhängen deutlich, 
wie seh r die finanztechnische Schulung heute den 
E r f o l g  des A rchitekten beim W ohnungsbau bedingt 
und wie sehr d e r ju n g e  A nfänger sich mit diesen, ihm 
oft recht frem den D ingen, befassen muß.

Es ist k la r, daß gerade dem  feinsinnigen B au
k ünstler d e r  kaufm ännische F inanzsinn nicht im m er 
in ausgeprägtem  Maße zur V erfügung zu stehen 
braucht. Dies fü h rt au f d ie  wichtige F ra g e  der 
Assoziation. D oppelfirm en, bei denen d er w eniger 
geschäftsgewandte, d afü r künstlerisch  bedeutend v e r
anlag te Teil m ehr in stille r B üroarbe it tä tig  ist, 
w ährend der andere den „aufre ibenden  A ußendienst“ 
erledigt, haben oft „P ap ierbau ten“ erst zur A us
führungsreife  gebracht.

Jede gut geleitete B aufinanzierungsste lle d e r G e
meinde wird heute W ert au f den A rchitekten legen. 
Erwünscht ist dabei die Einsicht u n te r  diesen, auf 
welche W eise dies am ergiebigsten  geschehen kann.

Z U R  F R A G E  D ER  K U B IK M E T E R -P R E IS B E R E C H N U N G
V O N  M IN IS T E R IA L R A T  DR. H. C. OSKA R K R A M E R , DRESDEN

Zu dem un ter der gleichen Überschrift von Reg.- 
Baum eister Stephan, Berlin, in Nr. 19/20 der DBZ 
gem achten A usführungen möchte ich, in m einer Eigen
schaft als O bm ann der Reichshochbaunormung, nicht 
verfehlen, S tellung zu nehm en. Vorausschicken möchte 
ich zu d er von der Schriftleitung dem genannten 
A rtikel beigefügten A nm erkung, daß die endgültige 
Festsetzung des N orm blattes über die Berechnung des 
um bauten Raumes „wegen der vielen E insprüche“ bis 
heute noch nicht erfolgt sei, nicht zutrifft. Gewiß sind 
einige Einsprüche hierzu eingegangen. D ie Verzöge
rung  der Festsetzung ist aber w eniger auf diese zu
rückzuführen, sondern darauf, daß ich aus eigenen 
E rw ägungen eine U m arbeitung des betr. N orm blatt
en tw urfes für nötig gehalten habe und diese noch 
nicht völlig beendet ist. Insbesondere schien es m ir
nötig, bei d e , D ivision n id tt nur den

D ivisor „um bauter R aum “, sondern auch den D ivi
denten „B aukosten“ begrifflich genauer zu um reißen. 
D ies w ar b isher noch nicht geschehen.

Nun zu den A usführungen des Hn. S t e p h a n  
selbst. E r h a t durchaus recht mit der Behauptung,

daß eine K ostenberechnung nach dem um bauten Raun 
immer große Vorsicht und E rfahrung  e rfo rdert. Ii 
der Hand des I^ ie n  oder eines u n erfah ren en  Fach 
m annes ist der P reis fü r 1 cüm um bau ter Raum  stet 
ein sehr gefährliches Instrum ent.

H err S tephan sagt, daß d er K ub ikm eterp reis zwe 
A ufgaben zu erfü llen  habe, nämlich:

1. die W irtschaftlichkeit eines a u s g e f ü h r t e  
G ebäudes in baulicher H insicht nachzuprüfen um

2. E rfahrungssätze zu schaffen fü r d ie  Kosten 
S ch ä tzu n g  s p ä t e r e r  N eubauten.

Zur Erm öglichung der E rfü llung  der ersten  Auf 
gäbe w ill Hr. St. den „um bauten R aum “ ersetze: 
durch den „lichten R aum “ oder durch den „lichte: 
Nutzraum  . Was ist nun „lichter N u tzraum “ ? Hr. Sl 
w ill aus ihm den Raum  ausscheiden, den der Pro 
gram m verfasser nicht ausdrücklich (vielleicht zufälli 
nicht) v e r l a n g t e t .  Er setzt also „nicht genu tz t“ um 
„ment nu tzbar ohne w eiteres gleich. G esetzt nui 
den la l l ,  ein A rchitekt schafft in w eitsichtiger W ahr 
nehm ung der Belange des B auherrn  lichten Raum 
der vom B auherrn  zw ar nicht ausdrücklich verlang  
w urde, d e r aber m it geringen Kosten eine sp ä te r
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Erweiterung gestattet, z.B. durch eine einen spateren kosten. W e n n  aber obengenannte fall vorläge, 
Ausbau erleichternde und verbilligende Dach- dal? Projekt A  späterhin leidit ausnutzbaren Raum 
gestaltung. Handelt dieser unwirtschaftlicher als der schafft, Projekt B hingegen nicht, so kann Projekt A  
Architekt, der in genauer Befolgung des Baupro- sehr wohl das wirtschaftlichere sein, 
gramms den Bau nur so gestaltet, daß er dem äugen- Ich glaube, man mul? sich grundsätzlich von dem 
blicklichen Raumbedürfnis genügt? Doch wohl nicht? Gedanken frei machen, dal? der Biers ihr ll m umb.

Außerdem ist nicht jeder Vorraum ein ,,ver- R aum die oben unter 1. genannte Aufgaben zu er- 
lorener“ Raum, ein Ballast für den Nutzraum im füllen hat. Er soll und kann nur die unter 2. ge- 
engeren oder engsten Sinne. Man denke nur an nannte Aufgabe lösen. Er gibt nur einen ab- 
dielenartige Erweiterungen von Gängen, die nutzbar s o l u t e n  Wert und drückt die z e i tl i c h e n  und 
gemacht werden oder wenigstens nutzbar gemacht r e g i o n a l e n  \erschiedenheiten auf dem Baumarkt 
werden können zum Stellen von Schränken oder als aus. Ich kann aber nicht aus dem Vergleich der Ein- 
Sitzplätze (in Wohnungen), oder als Arbeitsplätze für heitspreise —  gleichviel ob für umbauten Raum oder 
Amtsdiener oder Wartezimmer (in Verwaltungs- für lichten R a u m  oder für lichten Nutzraum —  eines 
gebäuden). Sind nicht auch weite Gänge oder Hallen 1905 in Königsberg und eines 1930 in Köln errichteten 
in Schulen z.B. ein nutzbarer, wenn nicht sogar not- Baues ein Urteil über die größere oder geringere 
wendiger Bestandteil des Raumorganismus, da sic Wirtschaftlichkeit dieser beiden Bauten ableiten. Für 
dem Pausenaufenthalt der Schüler dienen oder Samen- die Aufgabe unter 1. ist, wenn man sich mit dem un- 
lungsräume ersetzen können? Ich sehe daher für eine mittelbaren Vergleich der Pläne und der Baukosten- 
Festlegung des Begriffs „lichter Nutzraum“ kaum summen nicht begnügen, wenn m a n  insbesondere die 
überwindbare Schwierigkeiten voraus. Frage der Wirtschaftlichkeit statistisch erfassen

Audi das von Hrn. St. gewählte Zahlenbeispiel will, ein anderer Wertmesser zu suchen. Ein solcher 
wirkt nicht sehr überzeugend. Den in das Beispiel ergibt sich nach den Ausführungen des Herrn Stephan 
eingestellten Massen liegen offensichtlich nur An- aus dem Verhältnis 
nahmen zugrunde. Sie sind also nicht beweiskräftig. lichter R a u m
Projekt A  unterscheidet sich von Projekt B in umbauter Älaum
zweierlei Hinsicht: einmal durch den verschiedenen Dieges y erhältnis, das ich als „Ra u m  w e r t “ be-

54aM 0 ^ t e b m , rbe f B =  30TO zeid,nen mödÜe’ beträ^  bei den ZWei BeisPielen:
34000

anderen durch den verschiedenen Umfang des angeb- Projekt A: .40000 =  85 vH.
lieh nidit genutzten bzw. nicht nutzbaren (?) lichten oonon
Raums (bei A: 34 0 0 0 — 22 0 0 0  =  12 0 0 0  cbm. bei B: „ B : =' 90, 6 vH.
29000— 22 000 =  7000 cbm). Die Verquickung beider _ ... „ . . „ ,rr .. , AT
Momente gestaltet die Beurteilung völlig undurch- Gelange eine restlegung des Begriffs „lichter Nutz
sichtig. Wodurch ist Projekt B billiger geworden? > ®° könnte man außerdem das Verhältnis
Durch die Zweihüftigkeit der Grundrißanlage oder lichter Nutzraum N u t z w e r t !  z u  Rate z ieh en
durch die Stahlskelettkonstruktion? Vielleicht wirkt lichter R a u m  '
nur die erstgenannte Maßnahme verbilligend und Es beträgt bei den zwei Beispielen:
zehrt die Stahlskelettkonstruktion diese Ersparnisse Projekt A: 22000 =  64,7 vH.
zum Teil wieder auf, so daß Projekt B bei normaler 34000
Mauerwerkkonstruktion a m  billigsten wäre. Wirt- 22000 = 7 5 9  t h
sdiaftliche Schlüsse kann man also aus dem Einheits- ” 28000
preis für den „lichten R a u m “ oder für den „lichten Also hätte Projekt B, immer die Richtigkeit der an- 
Nutzraum“ allein noch nicht ziehen. Er gibt auf diese genommenen Zahlen vorausgesetzt, nicht nur einen 
Fragen nicht ohne weiteres Auskunft. Er hat als höheren Raumwert, sondern auch einen höheren 
Prüfstein für die Wirtschaftlichkeit ebenso viele Nutzwert.
Fehlerquellen wie der Einheitspreis für den umbauten Es ist natürlich auch denkbar, daß ein Bau einen
Raum. Der letztere ist aber leichter errechenbar und größeren Raumwert, aber einen kleineren Nutzwert 
aus diesem Grunde für die Erfüllung der zweiten hat wie ein anderer, oder umgekehrt.
Aufgabe sicher vorzuziehen. „Raumwert“, „Nutzwert“ und „Einheitswert“ für

U m  das Projekt B als das wirtschaftlichere von l cbm umb. R a u m  ergeben dann, zusammen betrachtet, 
beiden anzusprechen, braucht man gar nicht den Um- das Urteil Uber die W i r t s c h a f t l i c h k e i t .  Ich 
weg über irgendeinen Einheitspreis. Hat man fest- werde diese Erkenntnis, für die mir die Ausfüh- 
gestellt, daß beide Planungen das gleiche Raum- rungen des Herrn Stephan eine dankenswerte An- 
pI0grr̂ mu? enuüen so ergibt sich der Grad der Wirt- regung gegeben haben, bei der Ausgestaltung des 
schaftiichkeit unmittelbar aus dem Vergleich der Bau- Normblattes zu verwerten sudien —

SIEDLUNGSWESEN 
UND WOHNUNGSWIRTSCHAFT 

IN DER NEUEN NOTVERORDNUNG
In der Begründung zur neuen Notverordnung 

weist die Reichsregierung darauf hin, daß sie sich 
darüber klar sei, daß die Anlagen und Betriebsein
richtungen zahlreicher Industrien und Gewerbe in 
ihrer Kapazität das Maß der gegenwärtigen Absatz
möglichkeiten überschreiten. In gemeinsamer syste
matischer Arbeit mit oen beteiligten Kreisen müssen 
Wege gefunden werden, die sich hieraus ergebenden 
Schwierigkeiten zu überwinden.

Ungezählte Arbeiten zur Erschließung und Ver
besserung des Landes, M e l i o r a t i o n e n ,  W  e «• e - 
b a u t e n  und sonstige Planungen von öffentlichem 
Interesse harren dringend der Ausführung Die 
Aussdiopfung der Möglichkeiten dieser Arbeitsleistung 
bleibt allerdings an die knappen Mittel der öffent
lichen Hand gebunden, aber es ist zu hoffen, daß der 
Wettbewerb untereinander zu einem Mindestmaß der 
Ausgaben und zu einem Höchstmaß der Leistungen

führen wird. So so 11 den Teilnehmern a m  freiwilligen 
Arbeitsdienst der Erwerb eines Eigenheimes oder 
einer Siedlungsstelle aus dem Erträgnis ihrer Arbeit 
erleichtert werden. Die Durchführungsbestimmungen 
werden mit größter Beschleunigung ergehen, damit 
die S o m m e r z e i t  für die Helferarbeit nidit un
genützt verstreicht.

Die Reichsregierung hat mit der D e u t s c h e n  
R  e 1 c h s b a h n - G  e s e 11 s c. h a f t vereinbart, daß 
m-i"*!**- Arbeiten über den Voranschlag von
lJ’j hinaus beschleunigt ausgeführt werden sollen 
(vgl unsere Notiz in der letzten N u m m e r  von ..Bau
wirtschaft und Baurecht“ S. 143 über „Die Notlage des 
deutschen I iefbaugewerbes“) ,dafür werden innerhalb 
weniger Wochen ü b e r 120 000 A r b e i t e r  n e u e i n -  
g e s t o I t werden, die in den beteiligten Industrien 
und vor allem in der notleidenden S t e i n i n d u -  
s t i i e Beschäftigung erhalten sollen. Darüber hinaus 
jcird che Reichsregierung Mittel der Krisensteuer zur 
Beschaffung- weiterer Arbeiten verwenden.

Hinsichtlich der W o l v n u n g s w i r t s c h a f  t wer- 
troffeii'-1 Reidisregierung folgende Maßnahmen ge-

150



D ie  R eichsregieru n g w ird  den von ihr e in g e sd ila g en en  W eg, 
d ie  G esteh u n gsk osten  und dam it d ie  M i e t p r e i s e  d e r  W o h 
n u n g e n  d e n  E i n k o m m e n s v e r h ä l t n i s s e n  d e r  
m i n d e r b e m i t t e l t e n  B e v ö l k e r u n g s k l a s s e n  a n 
z u p a s s e n ,  m it Nachdruck fortsetzen . B ei der zurückgehenden  
B esch äftigu n gsm öglich k eit in  den  S tädten  und d er se it län gerer  
Z eit fü h lb aren  R üdew anderung au f das Land w ird  der E in satz der 
W o h n u n gsb au m itte l zu einem  beträchtlichen  T eil e in er  z ie l-  
b ew u ß ten  A n sied lu n g  d ien stb ar gem acht w erd en  m ü ssen . In 
g le ich er W eise w ird  e in e  V ereinfachung und V erb illigu n g  b ei der  
A n sied lu n g  von  Bauern und L an darbeitern  a n gestreb t, um dadurch 
für d ie  D auer le b e n sfä h ig e  S te llen  zu schaffen . Durch d ie se  Maß
nahm en so ll g le ich ze itig  d ie  A rb e itsg e leg en h e it  im  B au gew erb e  
im R ahm en d es w irtschaftlich  M öglichen erh a lten  w erden .

D ie  R eichsregieru n g b eab sich tig t, b esond ers in der zw eiten  
H älfte  d ie se s  Jah res d ie  R eichsbürgschaft für d ie n ach ste lligen  B e
le ih un gen  zur U nterstü tzu n g  d es B aum arktes in w eitgeh en d em  
U m fang e in zu setzen .

B ed enken , d ie  b ish er  noch gegen  d ie  G ew ährung der h ierfür  
in verstärk tem  Maße erforderlich en  Z inszuschüsse bei Ländern und 
G em ein d en  b estan d en , w erd en  durch d ie  N otverord n u ng  b ese itig t. 
D en L ä n d e r n  und G e m e i n d e n  w erd en  d ie  zur D eckung  
der Zinszuschufi V erpflichtungen erforderlich en  M ittel aus der 
G eb äu d een tsch u ld u n gssteu er  oder au s e in er  anderen  Steu er sicher
g este llt . Für das G eb iet d er H a u s z i n s s t e u e r  is t d ie  am  
1. Januar 1932 e in tr e ten d e  E rhöhung d es  Z in ssatzes für d ie  A uf
w er tu n gsh yp oth ek en  von 5 au f 7,5 v. H. von e insch n eid en d er B e
d eu tun g . Nach g elten d em  Recht ist dem  G run dstückseigentüm er  
in der M iete ein  B etrag  zu b e la ssen , der zur V erzin su n g  der  
a u f g e w e r t e t e n  H y p o t h e k e n  u n d  d e s  a u f g e 
w e r t e t e n  E i g e n k a p i t a l s  unter Z ugru n delegu n g d es  A u f
w ertu n g sz in ssa tzes  ausreichen  w ürde. O bw ohl d ie se  Erhöhung  
noch im E tatjah r 1931 e in tr itt , haben b ish er  nur P reu ßen , H am burg  
und M ecklenburg-Schw erin  e in e  R egelu n g  zu treffen  versucht; im  
In teresse  d es  R ea lk red its  eb en so  w ie  zur S icherung d es  S teu er
au fkom m ens ist e in e  reichsrechtliche R egelu n g  n otw en d ig  g e 
w orden . W ollte  man jed em  H au seigen tü m er oh ne A usnahm e  
2% v. H. d es  Frem d- und E ig en k a p ita ls  aus der H an szin ssten er  
geb en , so w ürde das e in e  E rm äßigung d es H au szin ssteu erau f-  
kom m ens um 400 b is 500 M illionen  b ed eu ten . D as erscheint bei 
dem  auch durch an d ere  V erh ä ltn isse  b ed in g ten  R ückgang der 
H au sz in ssteu er  u n t r a g b a r .  Es gab zw ei W ege: E n tw eder man 
schob den Z eitpunkt für e in e  h öh ere  A erzin su n g  d es E igen k ap ita ls  
um ein  Jahr h in au s. D as hat d ie  R eichsreg ieru n g  ab geleh n t, w eil 
es den  G rundstücksm arkt und den R ea lk red it von  neuem  er
schüttert hätte.

D er an d ere  A usw eg  w ar der, v o n  e i n e r  E r m ä ß i g u n g  
d e r  H a u s z i n s s t e u e r  i n s o w e i t  a b z u s e h e n ,  a ls  der  
H au seigen tü m er d ie  für d ie  höhere V erzin su n g erforderlichen  
M ittel aus den  ihm  in der gesetz lich en  M iete zu fließ en d en  B e
trägen  b estre iten  kann. D as kann a u s  v i e r  G r ü n d e n  der 
F all se in :

1. Es kann der a llg em ein e  S teu ersa tz  b eson d ers n ied r ig  se in ,
2 . es  kann der S teu ersa tz  b eson d ers n ied rig  se in , w e il das 

G rundstück nur ger in g  b e la ste t w ar,
3. es kann d ie  V erzin su n g d es  G rundstücks b esond ers gü n stig  

se in ,

4. e s  k önnen  d ie  B etr ieb s- und In stan d setzu n gsk osten  gesen k t 
se in , so daß nicht so v ie l dafür a u fgew en d et zu w erden  
braucht, w ie  in der gesetz lich en  M iete berechnet ist.

D ie se  R egelu n g  so ll schon m it W irkung vom  1. Januar 1932 
ab g e lten , b ish er  abw eichend  g etro ffen e R egelun gen  b le ib en  etw a  
b is  zum I. A pril 1932 in  K raft.

Durch d ie se  M aßnahm en w erden d ie  für d ie  Fortfü h ru n g des  
K lein w oh n u n gsb au es und der landw irtschaftlichen  S ied lu n g  un
en tb eh rlich en  M ittel aus d er G eb äu d een tsch uld un gssteuer er 
h a lten .

A uf dem  G eb ie te  d es S t ä d t e b a u e s ,  in sb eson d ere  des  
F l u c h t l i n i e n r e c h t s ,  b esteh t in fo lg e  der R echtsprechung  
zu A rtik e l 153 der R eichsverfassu ng  e in e  erheb lich e Rechts
unsich erh eit und fü r d ie  G em einden  d ie  G efahr e in er  au ßerord en t
lichen B ela stu n g  au s A nsprüchen auf E ntschädigung w egen  B e
anspruchung von G rundeigentum  im öffen tlich en  In teresse . D ie se  
U m stände m achten e in e  r e i c h s r e c h t l i c h e  R e g e l u n g  
d e r  E n t s c h ä d i g u n g s p f l i c h t  n otw end ig; s ie  er fo lg te  
e in s tw e ilen  fü r M aßnahm en, d ie  in d ie  Zeit nach dem  13. A ueust  
1919 und vor dem  1. A pril 1953 fa llen . Um e in e  nicht tragb are  
Erschütterung der gem ein dlich en  F inanzen  zu v erh in d ern . siw l 
u nter gru n dsätzlich er A nerk en nu n g  der V erpflichtung zur E nt
schädigung im S in n e der R eichsverfassu ng  für d ie  E ntschädigung  
w egen  A u sw eisu n g  von  F reiflächen  für Zwecke der V olk sgesu n d 
h eit F r isten  gegeb en  w ord en , d ie  den G em einden  d ie  E rfü llun g  
d er gegen  s ie  b esteh en d en  A nsprüche erm öglich en  so llen . In a llen  
F ä llen  jedoch , auch in  den in der V ergan gen h eit lieg en d en , e n t 
s t e h t  d e r  A n s p r u c h  a u f  E n t s c h ä d i g u n g  b e r e i t s  
m i t  d e r  e r s t e n  B e k a n n t g a b e  d e r  E i g e n t u m s 
b e s c h r ä n k u n g .  A u f d ie se  W eise ist verh in d er t, daß d ie  
Z ah lu n g d er E ntschädigung u n a n g e m e s s e n  h i n a u s 
g e s c h o b e n  w ird . Für d ie  ü b r igen  M aßnahm en, d ie  sich r ls  
E n teign u n g  d a rste llen , so lle n  d ie  L a n J esg esetze  a ls  Reichsrecht 
w eiter g e lte n . Durch d ie se  R egelun g  ist sow oh l den  R echten der 
G ru n d eigen tü m er w ie  den  b erech tig ten  In teressen  d es S täd teb au es  
Rechnung g e tra g e n . —

ARBEITSMARKTLAGE
Einkom m en und V erbrauch. D ie Zunahm e der 

A rbeitslosigkeit gegenüber dem  V orjah re  gibt uns. 
nach dem neuesten  B ericht des „Instituts fü r Kon
junkturforschung“, an, um wieviel sich die Zahl der
Einkom m ensbezieher verm indert hat. D ie A rbeits
losigkeit w ar größer als im V orjah re (in 1000):

Ende Januar 1 9 3 1 .......................................um 1669
Ende Februar 1 9 3 1 .......................................um 1606
E nde März 1 9 3 1 ............................................um 1703
Ende A pril 1 9 5 1 ........................................... um 1571

Dem nach ist die G esam tzahl der E inkom m ens
bezieher sowohl im D urchschnitt des ersten V ierte l
jah res wie die ersten  v ier M onate dieses Jahres um 
gut 1,6 Millionen k le iner gewesen als im gleichen 
Zeitraum  1930. D araus ergib t sich, w enn m an noch 
die durch K urzarbeit entstandene E inkom m ens
m inderung in Rechnung setzt, eine V erm inderung 
des Arbeitseinkom m ens, die schätzungsw eise fü r das 
erste  V ierte ljah r im Vergleich zum V orjah r 1,2 Mil
liarden  RM betragen  dürfte.

Infolge der hohen A rbeitslosigkeit vollzieht sich 
gewisserm aßen eine E inkom m ensverlagerung großen 
Stils; denn die Beträge, die auf der einen Seite au f
gebracht werden, w erden au f d er anderen  Seite 
dazu verw endet, den A rbeitslosen in Form  ih rer 
E nterstü tzung  einen Konsumtionsfonds zur V erfügung 
zu stellen, der es ihnen gestattet, w enigstens die no t
w endigsten Lebensbedürfnisse zu befriedigen. In der 
H auptsache verw enden die A rbeitslosen ih re L'nter- 
stützungsgelder dazu, zunächst ih re  M i e t e  zu be
zahlen, sodann ihren  E r n ä h r u n g s b e d a r f  zu 
befriedigen und gelegentlich den allerdringendsten  
Bedarf an K l e i d u n g  usw. zu decken.

Nach der Bewegung der amtlichen Indexziffer 
sind die Lebensunterhaltungskosten im ersten Viertel
jahr dieses Jahres u m  7,5 v. H. und in den ersten 
fünf Monaten u m  7.1 v. H. gegenüber der ent
sprechenden Zeit des Vorjahres zurückgegangen, wie 
aus folgender Tabelle ersichtlich:

I n d e x z i f f e r  d e r  L e b e n s h a l t u n g s k o s t e n  
(1913 14 =  100).

Gruppe

1. V ierteljahr Januar bis Mai

1930
Verän- Verän- 

1931 derung 1930 1931 derung

in v . H. in  v . H.

G e s a m t  . . . .
Ernährung . . . .
W o h n u n g .................
Heizung und 

Beleuchtung . . 
Bekleidung . . . .  
Sonst. Bedarf 

einschl. Verkehr .

1 5 0 .2
147.7
126.8

153,8
169.2

193,0

1 3 9 .0
131.4 
131,8

150.4
144.5

186.5

- 7 . 3  1 4 8 .9
— 11,0 145,2 
+  3,9 127,1

— 2,1 152,6 
— 14,8 163,5

— 3,4 193,2

1 38.3 — 7 .1
1:30,6 — 10,2 
131,7 I +3.«
149,2 — 2,2 
143,1 — 15,1

185,9 — 3,8

D er \  erbrauch  der breiten  Masse ist in seiner 
G esam theit mengenmäßig n icht so sta rk  gesunken 
wie das Einkommen. Aus d e r  nachstehenden A uf
stellung über die V erteilung der Ausgaben im 
A rbeiterhaushalt geht hervor, daß die W ohnungs
m iete einen erheblichen B estandteil der Ausgaben 
ausm ach t:

V e r t e i l u n g  d e r  A u s g a b e n  i m A r b e i t e r h a u s h a l t .

Jahreseinkomm en Von den Gesam tausgaben entfallen  in v.H. auf:

je
Haushalt

Woh- Xah- 
nung’s- rungs- 
m iete m ittel

Genuß
m ittel

B ek le i
dung
und

Wäsche

Andere
Bedürf

nisse

4300 P,M und m eh r ................. 8,8 37,3 
9,4 [ 39,9 

10,2 41,3 
10,6 43,3 
11,9 44,3

14.6
13.4
12.7
11.8
10.4

35,1
32.7
31.5
30.5
29.8

3600 bis 4300 EM . . . .  
3000 bis 3600 RM . . .
2500 bis 3000 R M .............
unter 2500 R M ......................

4,8
4,3
4,0
3,6

W OHNUNGSBAU
Die H auptschuld  an der Not des H ausbesitzes 

trag t der staatlich  subvention ierte  W ohnungsbau In
einer kürzlich  in D ü s s e l d o r f  abgehaltenen  Tagung 
des rhem .-w estf. Industriebezirkes nahm en die füh 
renden industrie llen  F achleu te zu den gegenw ärtigen 
Zeit- und S tre itfragen  Stellung. Besonderes In teresse



beansprucht der Vortrag des Dr. Karl W e i d e  
m a n n ,  Direktor der Westdeutschen Bodenkredit
anstalt in Köln, über den Wohnungsbau. Der Redner 
führte u. a. aus, daß die schwere Not, in der sich 
der städtische Hausbesitz befindet, zur Zeit die ge
samte Wirtschaft bedrohe. Von 70 Milliarden seines 
Vorkriegswertes ging mehr als die Hälfte verloren. 
Die Hauptschuld an der Not des Hausbesitzes tragt 
einzig und allein der staatlich s u b v e n t i o 
nierte W o h n u n g s b a u .  Ein Siebentel aller 
Deutschen wohnt heute i n  2 Millionen Neuwohnungen, 
die auf Kosten des Altbesitzes verbilligt sind. Und 
der Erfolg? —  A u f b l ä h u n g  des B a u g e 
w e r b e s ,  V e r n i c h t u n g  der R e n t e  und h o c h - 
g e t r i e b e n e  B a u p re is e.  In den neuen W o h 
nungen sitzen nicht die Armen, denen man heilen 
wollte, sondern solche Kreise, die kaum einen mora
lischen Anspruch auf verbilligte Wohnungen hatten. 
Der Verfall des Hausbesitzes wird zum Gefahrenherd 
für die gesamte Wirtschaft. Die gewerbliche Wirt
schaft braucht Kredite, damit der Grundbesitz als 
wichtiges Fundament jeden Kredites nicht noch 
weiter entwertet wird. Staatliche Subventionspolitik 
kann vielleicht einige Jahre lang den trügerischen 
Schein wirtschaftlichen Lebens schaffen; auf die 
Dauer aber kann das Baugewerbe n u r  v o m  
P r i v a t k a p i t a l  befruchtet werden. A n  Sofort
maßnahmen sind zu fordern: Verzicht auf öffentlich 
subventionierten Wohnungsbau; steuerliche Ent
lastung des Hausbesitzes u m  die dadurch frei werden
den Summen; Aufhebung der Wohnungszwangswirt
schaft; Einsetzung aller berufenen Kräfte an die
Aufgabe, den Altbesitz zu rentablerem Leben zu 
bringen und vor allem an die Aufgabe, den noch 
vorhandenen Wohnungsmangel nicht durch Schaffung 
neuen Wohnraumes, sondern durch Verwertung vor
handenen alten Wohnraumes zu beheben.

GESETZE UND VORSCHRIFTEN
Abbau der Zwangswirtschaft im F re istaat Danzig.

Die Wohnungswirtschaft im F r e i s t a a t  D a n 
zig ist ähnlich wie in Deutschland geregelt.
Schon seit Jahren hat man versucht, einen all
mählichen Abbau der Zwangswirtschaft durchzu
führen. Politische Gründe stellten sich aber ähnlich 
wie in Deutsdiland, Preußen und den anderen deut
schen Ländern einer großzügigen Neuregelung ent
gegen. Die gesetzliche Wohnungsmiete stand seit 
langem auf 100 v. H. Die wünschenswerte Angleichung 
an die etwa auf 150 bis 160 v. H. der Friedensmiete 
stehenden NeubaumieteD ließ sich nicht durchführen.

Auf Grund eines vom Volkstag der Regierung 
genehmigten Ermächtigungsgesetzes ist nunmehr ein 
n e u e s  G e s e t z  erlassen worden, das im wesent
lichen folgendes bestimmt:

Die W o h n u n g s m i e t e  wird vom Jahre 1931 
bis zum Jahre 1934 von 100 v.H. auf 130 v. H. gesteigert.

Die W o h n u n  g s b a u a b g a b e ,  die zur Zeit 
30 v. H. der Friedensmiete beträgt, wird auf 40 v. H. 
erhöht, ermäßigt sidi jedoch a m  1. April 1935, 1. April
1936 und 1. April 1937 u m  je 10 v. H., so daß im Jahre
1937 nur noch eine Wohnungsbauabgabe von 10 v. H. 
der Friedensmiete bestehen bleibt.

Der Anteil des Hausbesitzers an der Miete erhöht 
sich demnach vom Jahre 1931 ab von 70 v. H. am
1. Juli 1931 auf 75 v. H., a m  1. April 1952 auf 80 v. H., 
a m  1. April 1933 auf 85 v. H., a m  1. April 1934 auf 
90 v. H., a m  1. April 1935, 1936 und 1937 u m  weitere 
10 v. H. auf 120 v. H. Die K l e i n w o h n u n g e n  er
halten eine besondere Vergünstigung insofern, als 
vom 1. Juli 1931 ab der Hausbesitzeranteil u m  10 v. H. 
der Friedensmiete erhöht wird, wenn der Haus
besitzer nadiweist, daß er diesen Betrag für Instand
setzungen der Wohnung auf gewandt hat.

A m  1. April 1958 tritt das Wohnungswirtschafts- 
gesetz außer Kraft, so daß dann im Freistaat Danzig 
die freie Wohnungswirtschaft herrscht, wenn nicht 
neue Bestimmungen vorher eingeführt werden.

Für l a n d w i r t s c h a f t l i c h e  Grundstücke 
wird von sofort die Wohnungsbauabgabe auf die 
Hälfte ermäßigt.

Gleichzeitig sind die Gesetze und Bestimmungen 
über das Gesetz zum S c h u t z e  d e r  M i e t e r  und 
über M a ß n a h m e n  g e g e n  d e n  W o h n u n g s 
m a n g e l  geändert worden in der Weise, daß Ver
mieter von Wohnräumen ein Mietsverhältnis ohne 
vorherige Zustimmung des Einigungsamtes kündigen 
können, wenn sie nach § 454 B G B  zur Kündigung 
ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist berechtigt sind. 
Die Zwangszuteilung von Wohnungen wird ent
sprechend dem Vorbilde Preußens wesentlich ein
geschränkt. Nur die Wohnungen in den Städten oder 
Gemeinden Danzig, Zoppot, Praust, Ohra und Emaus 
unterliegen noch der Zwangszuweisung, während sie 
für alle anderen Wohnungen aufgehoben ist.

Mit dieser Neuregelung ist ein wichtiger Schritt 
zum Übergang von der Zwangswirtschaft zur freien 
Wohnungswirtschaft getan. M a n  glaubt, bei einer 
Friedensmiete von 130 v. H. ohne Erschütterungen des 
Wirtschaftslebens in die freie Wohnungswirtschaft 
übergehen zu können, weil der Unterschied zwischen 
den Neubaumieten in Danzig, die außerordentlich 
niedrig bei 150 bis 160 v. H. liegen, nur noch etwa 
20 v. H. beträgt und deswegen mit einer sehr 
starken Steigerung der Mieten für Altwohnungen 
auch bei Wegfall aller Beschränkungen nicht mehr 
zu rechnen ist.

Dabei ist allerdings Voraussetzung, daß durch 
entsprechenden Bau von Neuwohnungen dafür Sorge 
getragen wird, daß Angebot und Nachfrage sich aus- 
gleichen.

Die Finanzierung des Wohnungsneubaues erfolgt 
in Danzig in ähnlicher Weise wie in Deutschland 
durch erste Hypotheken, Wohnungsbaudarlehen und 
eigene Gelder der Bauherren. Für die nächsten Jahre 
ist durch Aufrechterhaltung der Wohnungsbauabgabe 
die Finanzierung des Wohnungsneubaues durch Woh
nungsbaudarlehen gesichert. Ist bei Einführung der 
freien Wohnungswirtschaft, was zu erwarten ist, noch 
ein Mangel an Wohnungen vorhanden, so stehen für 
den Neubau die Zinsen und Amortisationen aus den 
bisher vergebenen Wohnungsbaugelddarlehen zur 
Verfügung. Reichen sie nicht aus, so können andere 
Wege in Bau und Finanzierung von Neubauwoh
nungen eingeschlagen werden. —

Senator Dr.-Ing. Althoff, Danzig.

RECHTSAUSKUNFTE
Arch. A. F. in K. ( M i e t r e c h  t.)
T atbestand  und F rage. In e in em  W ohn- und Geschäftshaus 

ist durch V ergrößerung e in e s  L ad en s im  Erdgeschoß ein Schoru- 
ste in  hier fo r tg efa llen . D ie  R e in igu n gsm ög lich k eit des Schorn
ste in s  so ll durch A n lage e in e s  R u ß k asten s in  e in e r  W ohnung im
1. O bergeschoß erh a lten  w erd en  (e in e  an d ere  M öglichkeit bestellt 
nicht), aber der M ieter der W ohnung v er w e ig er t d ie A nlage. Ist 
er dazu berechtigt?

A ntw ort. W enn durch d ie  — vom  H au seigen tü m er veranlagte 
bzw . gen eh m igte  — B ese itig u n g  der S ch orn ste in w an d  im Erdgesdioß 
d ie  N otw en d igk eit e in g e tre ten  is t , e in en  R ußkasten  in der 
W ohnung d es I. S tock w erk es a n zu b r in g en , so braucht sich der 
W ohnungsinhaber e in e  d era r tig e  E inrichtung in sein en  Räumen 
nicht ohne E ntschädigung od er H erab se tzu n g  d es M ietpreises ge
fa llen  zu lassen . S elb st w en n  — w as au s der A nfrage nicht lier- 
vorgeht — nach dem M ietverträge (w ie d ies  in Berlin  iiblidi 
ist) der M ieter ,,s id i d ie vom  V erm ieter  für n otw end ig  oder zweck
m äßig erachteten  baulichen V erän d eru n gen  und A usb esseru ngen  im 
und am H ause zu jed er  Zeit, g le id iv ie l  ob s ie  für ihn störend  
sind oder n id it, ohne E ntschädigung g e fa lle n  la ssen “ m üßte, w ürde 
e in e  d erartige  B estim m u n g d ie  B erech tigu n g  d es V erm ieters zur 
en tsd iü d igu n gslo sen  A nb ringu n g d es  R ußkastens nicht stützen  
k önnen . D enn  nach der A u slegu n g , d ie  d ie se  Bestim m ung in der 
R echtssprechung fin d et, erm ächtigt s ie  nur zu so ld ien  baulichen 
Ä nderungen , d ie  k e in e  d au ern d e  B ee in trä d itig u n g , sondern nur 
e in e  v orü b ergeh en d e S töru ng d es  M ieters h erb eifü h ren  (RG. 22 
II- 04, YI. 543.05); durch d ie  A n b rin gu n g  d es R ußkastens wird 
der M ieter jedoch für a lle  Z ukunft gezw u n g en , den Schornstein
feger in se in e  W ohnung zu la ssen , er w ird  b ei er fo lgen d er Reini
gung der Beschädigung (B eschm utzung) von  E inrichtungsgegen
ständ en  und unter U m stän d en  auch G esu n d h eitsstöru n gen  bzw. 
G efährdungen  a u sg e se tz t. D ie s  sind im m erh in  U m stände, d ie den 
vertragsm äß igen  Gebrauch d er M ietw oh n u ng dauernd  beeinträch
tigen  und den  M ieter b erech tigen , gem äß § 537 e in e  Minderung 
des M ietzinses zu ver la n g en  od er — da d ie  B eein träch tigu n g durch 
e in en  vom V erm ieter zu v er tr e ten d en  U m stand  h erb eigefü hrt ist — 
gem äß § 538 BGB. S ch ad en sersatzan sp rü ch e zu s te llen . —

R ech tsanw alt D r. P au l G 1 a s s , Berlin.
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